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c) Bekämpfungstechnologien zur Verringerung der Luft­
verunreinigung, die für die weitreichende grenzüber­
schreitende Luftverunreinigung von Bedeutung ist;

d) geplanten Kosten für die Bekämpfung der Emission von 
Schwefelverbindungen und anderen hauptsächlichen luft­
verunreinigenden Stoffen im nationalen Maßstab;

e) meteorologischen und physikalisch-chemischen Angaben
über die während der Übertragung vor sich gehenden 
Prozesse; -

f) physikalisch-chemischen und biologischen Angaben zu 
den Auswirkungen der weitreichenden grenzüberschrei­
tenden Luftverunreinigung und das Ausmaß des Scha­
dens! der auf der Grundlage dieser Angaben auf die 
weitreichende grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
zurückgeführt werden kann;

g) nationalen, subregionalen und regionalen Konzeptionen 
und Strategien zur Bekämpfung von Schwefelverbindun­
gen Und anderen hauptsächlichen. luftverunreinigenden 
Stoffen.

Realisierung und weitere Entwicklung des Programms
der Zusammenarbeit zur Überwachung und Einschätzung 

der weitreichenden Ausbreitung von 
luftverunreinigenden Stoffen in Europa

Artikel 9
Die Vertragspartner unterstreichen die Notwendigkeit der 

Realisierung des bestehenden „Programms der Zusammen­
arbeit zur Überwachung und Einschätzung der weitreichen­
den Ausbreitung von luftverunreinigenden Stoffen in Europa“ 
(im nachfolgenden EMEP genannt) und betonen einvernehm­
lich in bezug auf die Weiterentwicklung dieses Programms:

a) daß es für die Vertragspartner wünschenswert ist, sich 
dem EMEP anzuschließen, das als erster Schritt auf die 
Überwachung von Schwefeldioxid und verwandten Stof­
fen ausgerichtet ist, und es umfassend zu verwirklichen;

b) daß es notwendig ist, vergleichbare oder standardisierte 
Überwachungsverfahren zu benutzen, wo immer das 
möglich ist;

c) daß es wünschenswert ist, das Überwachungsprogramm 
im Rahmen sowohl von nationalen als auch internatio­
nalen Programmen zu errichten. Die Errichtung von 
Überwachungsstationen und die Erfassung von Daten 
unterliegen der nationalen Jurisdiktion des Landes, in 
dem sich die Überwachungsstationen befinden;

d) daß es wünschenswert ist, einen Rahmen für ein Pro­
gramm der Zusammenarbeit zur Umweltüberwachung 
zu schaffen, der auf gegenwärtigen und zukünftigen na­
tionalen, subregionalen, regionalen und anderen inter­
nationalen Programmen beruht und diese berücksich­
tigt; .

e) daß es notwendig ist, Angaben auszutauschen über die 
Emissionen vereinbarter luftverunreinigender Stoffe in 
zu vereinbarenden Zeiträumen, beginnend mit Schwefel­
dioxid, die Von Rastereinheiten vereinbarter Größe her­
rühren; oder über die Ströme vereinbarter luftverunrei­
nigender Stoffe, beginnend mit Schwefeldioxid, über na­
tionale Grenzen in zu vereinbarenden Abschnitten und 
Zeiträumen. Das Verfahren, einschließlich des Modells 
zur Bestimmung der Ströme, sowie das Verfahren, ein­
schließlich des Modells zur Bestimmung der Ausbreitung 
von luftverunreinigenden Stoffen auf der Grundlage der 
Emissionen je Rastereinheit, werden zur Verfügung ge­
stellt und regelmäßig überprüft, um die Verfahren und 
Modelle zu vervollkommnen;

f) daß sie bereit sind, den Austausch der nationalen An­
gaben über die Gesamtemissionen vereinbarter luftver­
unreinigender Stoffe, beginnend mit Schwefeldioxid, fort­
zusetzen und regelmäßig auf den neuesten Stand zu 
bringen;

g) daß es notwendig ist, meteorologische und physikalisch-

1 Die vorliegende Konvention enthält keine Regelung für die staat­
liche Haftung hinsichtlich von Schäden.
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chemische Angaben über die während der Ausbreitung 
vor sich gehenden Prozesse bereitzustellen;

h) daß es notwendig ist, chemische Bestandteile in anderen 
Medien wie im Wasser, im Boden und in der Vegetation 
zu überwachen und ein entsprechendes Überwachungs­
programm zur Erfassung der Auswirkungen auf Ge­
sundheit und Umwelt zu haben;

i) daß es wünschenswert ist, die nationalen EMEP-Netze zu 
erweitern, damit diese für Bekämpfungs- und Überwa­
chungszwecke einsetzbar sind.

Exekutivorgan
Artikel 10

1. Die Vertreter der Vertragspartner bilden im Rahmen der 
Chefberater der ECE-Mitgliedsregierungen zu Umweltfra­
gen das Exekutivorgan der vorliegenden Konvention und 
treten in dieser Eigenschaft mindestens einmal jährlich 
zusammen.

2. Das Exekutivorgan
a) überprüft die Durchführung der vorliegenden Konven­

tion ;
b) schafft je nach Notwendigkeit Arbeitsgruppen, die 

Fragen hinsichtlich der Durchführung und Weiterent­
wicklung der vorliegenden Konvention behandeln und 
dazu die erforderlichen Studien und anderen Doku­
mentationen ausarbeiten und dem Exekutivorgan 
Empfehlungen zur Prüfung unterbreiten;

c) nimmt die anderen Aufgaben wahr, die sich in Über­
einstimmung mit den Bestimmungen der vorliegenden 
Konvention ergeben können.

3. Das Exekutivorgan nutzt das Lenkungsorgan für das 
EMEP, damit es Bestandteil der Wirkungsweise der vor­
liegenden Konvention ist, insbesondere hinsichtlich der 
Datenerfassung und wissenschaftlichen Zusammenarbeit.

4. In der Ausübung seiner Aufgaben nutzt das Exekutiv­
organ auch Informationen aus anderen einschlägigen in­
ternationalen Organisationen, wenn es das für angebracht 
hält.

Sekretariat
Artikel 11

Der Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für Europa 
übt für das Exekutivorgan die folgenden Sekretariatsfunktio­
nen aus:

a) Einberufung und Vorbereitung der Sitzungen des Exeku­
tivorgans ;

b) Übermittlung von Berichten und anderen Informationen, 
die ihm gemäß den Bestimmungen der vorliegenden 
Konvention zugehen, an die Vertragspartner;

c) Wahrnehmung der vom Exekutivorgan übertragenen, 
Funktionen.

Änderungen der Konvention
Artikel 12

1. Jeder Vertragspartner kann Änderungen der vorliegen­
den Konvention vorschlagen.

2. Der Text der vorgeschlagenen Änderungen wird in schrift­
licher Form dem Exekutivsekretär der Wirtschaftskom­
mission für Europa unterbreitet, der diese allen Ver­
tragspartnern übermittelt. Das Exekutivorgan erörtert 
die vorgeschlagenen Änderungen auf seiner nächsten Jah­
ressitzung unter der Voraussetzung, daß diese Vorschläge 
vom Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission für 
Europa mindestens neunzig Tage im voraus den Vertrags­
partnern übermittelt worden sind.

3. Eine Änderung der vorliegenden Konvention wird durch 
Konsensus der Vertreter der Vertragspartner beschlossen 
und tritt für die Vertragspartner, die diese angenommen 
haben, am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hin­
terlegung der Annahmeurkunden von zwei Dritteln der 
Vertragspartner beim Depositar in Kraft. Danach tritt für 
jeden anderen Vertragspartner die Änderung am neun­
zigsten Tag nach der Hinterlegung ihrer eigenen An­
nahmeurkunde zu dieser Änderung in Kraft.


